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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Ausweis einer falschen Steuer in Rechnungen an Endverbraucher 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 27. Februar 2024 ein 
Schreiben veröffentlicht, in dem es Stellung zu den Folgen aus den Urteilen des 
BFH vom 13. Dezember 2018, V R 4/18 und des EuGH vom 8. Dezember 2022, 
C-378/21 nimmt und den UStAE entsprechend anpasst. 

Hintergrund 

Die Regelungen in § 14c UStG zum unrichtigen oder unberechtigten 
Steuerausweis basieren unionsrechtlich auf Art. 203 MwStSystRL. Dieser 
unterscheidet, anders als die Regelungen in § 14c UStG, nicht zwischen 
verschiedenen Fallkonstellationen, sondern bestimmt, dass die Mehrwertsteuer 
von jeder Person geschuldet wird, die diese Steuer in einer Rechnung ausweist. 

Der BFH hat mit Urteil vom 13.12.2018, V R 4/18 (BStBl II 2024 S. xxx) 
entschieden, dass die Steuerschuld nach § 14c Abs. 1 UStG auch bei einer 
Rechnungserteilung an einen Nichtunternehmer entstehe (s. hierzu unsere 
Online-Nachricht 27.2.2019). 

Demgegenüber hat der EuGH mit Urteil vom 8.12.2022, C-378/21 "Finanzamt 
Österreich" (siehe unseren Blogbeitrag), entschieden, dass ein Steuerpflichtiger, 
der eine Dienstleistung erbracht und in seiner Rechnung einen 
Mehrwertsteuerbetrag ausgewiesen hat, der auf der Grundlage eines falschen 
Steuersatzes berechnet wurde, den zu Unrecht in Rechnung gestellten Teil der 
Mehrwertsteuer nicht nach Art. 203 der Richtlinie 2006/112/EG schuldet, wenn 
keine Gefährdung des Steueraufkommens vorliegt, weil diese Dienstleistung 
ausschließlich an Endverbraucher erbracht wurde, die nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind. Art. 203 der Richtlinie 2006/112/EG ist in einem solchen Fall nicht 
anwendbar. 

Inhalt des Schreibens 

In Reaktion auf die Rechtsprechung passt das BMF den UStAE u.a. in Abschnitt 
14c.1 und Abschnitt 14c.2 an. 

Weiterhin nimmt das BMF Stellung zu folgenden Punkten: 

• Anwendung im Hinblick auf den Rechnungsaussteller – 
Auswirkungen auf Fälle des unrichtigen oder unberechtigten 
Steuerausweises 

• Anwendung im Hinblick auf den Rechnungsempfänger – 
Rechnungserteilung an Endverbraucher 

Anwendung 

Die Grundsätze des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/234870/eugh-rechnungsberichtigung-bei-leistungen-an-nicht-zum-vorsteuerabzug-berechtigte-empfaenger/
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Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 27. Februar 2024, III C 2 - S 7282/19/10001 :002.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-02-27-ausweis-einer-falschen-steuer-in-rechnungen-an-endverbraucher.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 29. Februar 2024 

 
 
§ 3c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) findet im Wege 
teleologischer Reduktion in dem Umfang auf Betriebsausgaben der 
Gesamthand keine Anwendung, wie diese Sondervergütungen der 
Gesellschafter sind (Bestätigung von BFH-Urteil vom 06.02.2020 - 
IV R 5/18, BFHE 268, 199, BStBl II 2020, 448). Entsprechendes 
gilt für Sonderbetriebsausgaben des (Sonder-)Mitunternehmers, 
die Gesamthandseinkünfte der Gesellschaft sind. Maßgebend ist 
insoweit eine auf den Gesamtgewinn der Mitunternehmerschaft 
bezogene Betrachtung. Bei mehrstöckigen Personengesellschaften 
oder Organschaften bleibt es bei der auf den Gesamtgewinn der 
konkreten Mitunternehmerschaft bezogenen Betrachtung des § 3c 
Abs. 2 EStG. 
 
Zum Urteil 
 
 
Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts sind privat 
veranlasst und stellen keine (vorweggenommenen) 
Werbungskosten bei späteren Unterhaltseinkünften im Sinne des § 
22 Nr. 1a des Einkommensteuergesetzes (EStG) dar. Erst der mit 
Zustimmung des Empfängers gestellte Antrag des Gebers gemäß 
§ 10 Abs. 1a Satz 1 Nr. 1 EStG bewirkt eine Umqualifizierung der 
Unterhaltsleistungen zu Sonderausgaben beim Geber und 
steuerbaren Einkünften beim Empfänger und überführt sie 
rechtsgestaltend in den steuerrechtlich relevanten Bereich. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 012/24. 
 
 
 
 
Setzen Ehegatten in einem sogenannten Berliner Testament sich 
gegenseitig als Alleinerben ein und gewähren denjenigen Kindern 
ein betagtes Vermächtnis, die beim Tod des Erstversterbenden 
ihren Pflichtteil nicht fordern (sogenannte Jastrowsche Klausel), 
kann der überlebende Ehegatte als Erbe des erstversterbenden 
Ehegatten die Vermächtnisverbindlichkeit nicht als 
Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen, da das Vermächtnis 
noch nicht fällig ist. Das Kind hat den Erwerb des betagten 
Vermächtnisses bei dem Tod des überlebenden Ehegatten als von 
diesem stammend zu versteuern. Ist es zugleich Erbe des zuletzt 
verstorbenen Ehegatten, kann es das Vermächtnis als 
Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 011/24. 
 
 
 

Urteil IV R 26/20: Zur 
teleologischen 
Reduktion des § 3c 
Abs. 2 EStG bei 
Zinszahlungen auf 
"unternehmensgruppen
interne" Darlehen 
 
 
 
 
16. November 2023 
 

Urteil X R 7/20: Kein 
Werbungskosten-
abzug für 
Prozesskosten zur 
Erlangung 
nachehelichen 
Unterhalts beim 
Realsplitting 
 
 
 
18. Oktober 2023 
 

 

 
Urteil II R 34/20: 
Jastrowsche Klausel 
im Berliner Testament 
- Besteuerung eines 
betagten 
Vermächtnisses 
(veröffentlicht am 27. 
Februar 2024) 
 
 
 
11. Oktober 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410023/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410025/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/schenkungsteuer-kein-werbungskostenabzug-fuer-prozesskosten-zur-erlangung-nachehelichen-unterhalts/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410020/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/erbschaftsteuer-bei-berliner-testament/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss I R 38/20: Übergang von der Zusammenveranlagung zur 
Einzelveranlagung während des Klageverfahrens 
25. Oktober 2023 
Zum Urteil 
 
Beschluss V R 3/22: Vorsteuerabzug aus der Rechnung des 
Konkursverwalters 
23. November 2023 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI R 4/20: Lieferung von herrenlosen Tieren (aus dem 
Ausland); Steuerbarkeit, Steuerpflicht und Steuersatz 
18. Oktober 2023 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Gewinn aus der marktüblichen Veräußerung einer Mitarbeiterbeteiligung 
kein Arbeitslohn 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass der 
Gewinn aus der marktüblichen Veräußerung einer Mitarbeiterbeteiligung kein 
lohnsteuerbarer Vorteil ist, auch wenn der Arbeitnehmer die Beteiligung an 
seinem Arbeitgeber zuvor verbilligt erworben hat. 
Sachverhalt 
Der Kläger war in leitender Position bei der A GmbH beschäftigt. Die Anteile an 
der A GmbH wurde von der Y AG gehalten, welche von einer Investorengruppe 
mittelbar über mehrere Tochtergesellschaften, letztlich über die S 
Kapitalgesellschaft mit dem Ziel erworben wurde, diese nach einer 
Umstrukturierung an die Börse zu bringen. Um dieses Ziel bestmöglich zu 
erreichen, wurde ausgesuchten Führungspersonen der A GmbH (Managern), 
darunter auch dem Kläger, die Möglichkeit eingeräumt, sich an dem Investment 
über ein sog. Managementbeteiligungsprogramm zu beteiligen. Dazu wurde den 
Managern im September 2006 u.a. die Beteiligung an einer sog. Manager KG 
ermöglicht, die ihrerseits Anteile an der S Kapitalgesellschaft erwarb. 
Der Kläger beteiligte sich mit einer Einlage von 25.000€ an der KG und war durch 
diese vermittelt mit ca. 0, 15% an der S Kapitalgesellschaft beteiligt. Tatsächlich 
konnte die Y AG nach einem Jahr erfolgreich an der Börse platziert werden. Wie 
zuvor vertraglich vereinbart schied die Manager KG nach dem Börsengang 
wieder aus der S Kapitalgesellschaft aus und erhielt dafür die ihrem Anteil 
entsprechenden Aktien an der Y AG. Entsprechend seiner Kommanditbeteiligung 
wurden sodann dem Kläger Aktien der Y-AG im Wert von über 3.000.000 € in 
sein Depot übertragen. Das Finanzamt behandelte die Differenz aus Aktienwert 
und Kommanditeinlage als steuerpflichtigen Arbeitslohn (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410022/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410024/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410026/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228675/update-veraeusserungserloes-aus-einer-managementbeteiligung-als-geldwerter-vorteil-bei-den-einkuenften-aus-nichtselbststaendiger-arbeit/
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Entscheidung des BFH  
Dieser Rechtsauffassung vermochte sich der BFH nicht anzuschließen. Er führte 
aus, dass auch durch Dritte gewährte Vorteile, soweit diese durch das 
Arbeitsverhältnis veranlasst sind, zu Arbeitslohn führen können. Beruhe der 
zugewendete Vorteil auf anderen (Sonder)Rechtsbeziehungen scheide die 
Annahme von Arbeitslohn dagegen aus. Vorliegend sei zwar nicht streitig, dass 
dem Kläger die Beteiligung nur aufgrund seines Arbeitsverhältnisses angeboten 
worden sei. Ein Vorteil, der zu steuerbarem Arbeitslohn führe, sei aber nur 
insoweit zu bejahen, wie die Beteiligung verbilligt eingeräumt worden sei 
(Differenz des tatsächlichen Werts der KG-Beteiligung zu den 
Anschaffungskosten der Beteiligung). 
Ob der Kläger die Beteiligung an der Manager KG verbilligt erlangt habe, könne 
dahinstehen, da ein dadurch bedingter Lohnzufluss im Steuerbescheid für das 
Vorjahr zu erfassen gewesen wäre. Diese Bescheid sei aber nicht Gegenstand 
des Rechtsstreits. Die Beteiligung an der Manager KG und die dadurch 
vermittelte (mittelbare) Beteiligung am Arbeitgeber, sei zivilrechtlich wirksam 
begründet worden. Daher liege eine vom Arbeitsverhältnis unabhängige 
Einkunftsquelle vor. Die daraus fließenden Einnahmenhier der marktübliche 
Veräußerungserlös durch den Tausch der (mittelbar gehaltenen) Anteile der S 
Kapitalgesellschaft gegen die Aktien der Y-AG- seien daher nur nach den dafür 
einschlägigen Tatbeständen des Einkommensteuergesetzes steuerbar. 
Nur wenn den Managern im Verhältnis zu den Drittinvestoren ein marktunüblicher 
Überpreis –hier ein gemessen an ihrer Beteiligung überhöhtes Aktienpaket– 
gewährt worden wäre, hätte in Höhe des Überpreises steuerbarer Arbeitslohn 
vorgelegen. Davon sei im Fall des Klägers jedoch nicht auszugehen gewesen. 
Der BFH führte weiter aus, dass der Veräußerungsgewinn im Jahr 2007 auch 
nach Auffassung des Finanzamts von keinem anderen Steuertatbestand erfasst 
wurde, der Gewinn im Ergebnis also steuerfrei war. 
Ab 2018 werden derartige Veräußerungserlöse als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen besteuert; allerdings nur mit dem gesonderten Steuertarif von 
25%. Die Attraktivität derartiger Beteiligungsmodelle wird damit eingeschränkt, 
verliert aber angesichts des regelmäßig höheren individuellen Steuersatzes der 
an solchen Gestaltungen beteiligten Arbeitnehmern aus der Führungsebene nicht 
an Attraktivität. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. Dezember 2023 (VI R 1/21), veröffentlicht am 27. Februar 
2024, vgl. die Pressemitteilung 010/24. 
 
EuGH: Kein erweiterter Zinszahlungszeitraum bei Mehrwertsteuererstattung 
und Berechnungsfehlern des Steuerpflichtigen 
Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs in einem niederländischen Fall 
besteht keine Verpflichtung, einem Steuerpflichtigen aufgrund der Erstattung von 
Mehrwertsteuer Zinsen bereits ab dem der Zahlung der Mehrwertsteuer 
folgenden Tag zu zahlen, wenn die Erstattung zum Teil auf Fehler des 
Steuerpflichtigen beim Vorsteuerabzug und zum Teil auf rückwirkende 
Änderungen der vom Steuerpflichtigen festgelegten Regeln für die Berechnung 
der abzugsfähigen Mehrwertsteuer im Zusammenhang mit allgemeinen Kosten 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410021/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gewinn-aus-der-marktueblichen-veraeusserung-einer-mitarbeiterbeteiligung-kein-arbeitslohn/
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zurückzuführen ist. Ein Verstoß gegen Unionsrecht, der eine solche Verpflichtung 
begründet, liege in diesem Fall nicht vor. 
Sachverhalt 
Die Gemeinde Dinkelland übt sowohl nicht wirtschaftliche Tätigkeiten aus, 
insbesondere Handlungen, die sie in ihrer Funktion als Organ der öffentlichen 
Verwaltung vornimmt, als auch wirtschaftliche Tätigkeiten, die entweder der 
Mehrwertsteuer unterliegen oder von der Steuer befreit sein können. 
Berichtigungen der fehlerhaften Buchführung der Gemeinde führten zu einer 
Neuberechnung der geschuldeten Mehrwertsteuer und der abzugsfähigen 
Vorsteuer für die Jahre 2012 bis 2016. Auf dieser Grundlage wurden der 
Gemeinde ein Teil der für diese Jahre entrichteten Mehrwertsteuer erstattet, 
zuzüglich Zinsen für den Zeitraum, der acht Wochen nach Eingang des 
Erstattungsantrags begann und 14 Tage nach Bekanntgabe des 
Erstattungsbescheids endete. Die Gemeinde beantragte erfolglos die Zahlung 
von Zinsen auf den erstatteten Betrag bereits ab dem Tag der Zahlung der 
Mehrwertsteuer. 
Im Fokus des vorlegenden Gerichts stand u. a. das Urteil des EuGH vom 18. April 
2013, Irimie (C-565/11), wonach bei Erstattung einer unionsrechtswidrig 
erhobenen Steuer an den Steuerpflichtigen Zinsen ab dem auf die Entrichtung 
dieser Steuer folgenden Tag zu zahlen seien. Das vorlegende Gericht fragte den 
EuGH, ob der im vorliegenden Fall erstattete Betrag unter Verstoß gegen das 
Unionsrecht erhoben wurde. 
Entscheidung des EuGH 
Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass keine Verpflichtung zur Zahlung 
von Zinsen an einen Steuerpflichtigen ab dem Zeitpunkt der Zahlung eines 
später von der Steuerverwaltung erstatteten Mehrwertsteuerbetrags besteht, 
wenn diese Erstattung zum Teil auf der Feststellung beruht, dass der 
Steuerpflichtige infolge von Fehlern in seiner Buchführung sein Recht auf 
Vorsteuerabzug für die betreffenden Jahre nicht vollständig ausgeübt hat, und 
zum Teil auf einer rückwirkenden Änderung der Modalitäten für die Berechnung 
der abzugsfähigen Mehrwertsteuer auf die Gemeinkosten des Steuerpflichtigen, 
sofern diese Modalitäten unter der alleinigen Verantwortung des Steuerpflichtigen 
festgelegt werden. 
Ein Mehrwertsteuerbetrag, der aufgrund der rückwirkenden Änderung der 
Modalitäten für die Berechnung der abzugsfähigen Vorsteuer auf die 
Gemeinkosten eines Steuerpflichtigen erstattet wird, kann nur dann als „unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht“ angesehen werden, wenn die ursprünglichen 
Modalitäten dieser Berechnung, die der Erhebung dieses Betrags zugrunde 
lagen, aufgrund der anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften oder einer 
Anforderung der Steuerverwaltung mit dem Unionsrecht unvereinbar sind. 
Für den EuGH ergibt sich vorbehaltlich der vom vorlegenden Gericht 
vorzunehmenden Überprüfungen, dass der ursprünglich von der Gemeinde 
Dinkelland für die Jahre 2012 bis 2016 verwendete Aufteilungsschlüssel unter der 
alleinigen Verantwortung der Gemeinde Dinkelland festgelegt wurde. Folglich 
stellt der auf der Grundlage dieses Aufteilungsschlüssels berechnete Betrag der 
abzugsfähigen Mehrwertsteuer keinen Betrag dar, der „unter Verstoß gegen das 
Unionsrecht“ im erhoben wurde (Rn, 30 – 33 und Rn. 39 des Urteils mit weiteren 
Angaben zur Rechtsprechung). 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=4451B7F54E1BE2F938314BB92B129EE9?text=&docid=136434&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4120698
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=4451B7F54E1BE2F938314BB92B129EE9?text=&docid=136434&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4120698
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=4451B7F54E1BE2F938314BB92B129EE9?text=&docid=136434&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4120698
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Der EuGH weist noch darauf hin, dass im Hinblick auf den Grundsatz der 
steuerlichen Neutralität, wie vorliegend, eine Frist zur Zahlung von Zinsen 
von acht Wochen für die Bearbeitung eines Antrags auf 
Mehrwertsteuererstattung durch die Steuerverwaltung, einschließlich der 
tatsächlichen Erstattungsmaßnahmen nicht unangemessen erscheint. 
Fundstelle 
EuGH, Urteil vom 22. Februar 2024 (C-674/22), Gemeente Dinkelland. 
 

Business Meldungen 
 
Die eingetragene Gesellschaft bürgerlichen Rechts (eGbR) und ihre Pflicht zur 
Mitteilung wirtschaftlich Berechtigter an das Transparenzregister 
  
Der folgende Beitrag beleuchtet die Auswirkungen des Gesetzes zur 
Modernisierung des Personengesellschaftsrechts („MoPeG“) – vornehmlich die 
Einführung eines Gesellschaftsregisters für Gesellschaften bürgerlichen Rechts 
(„GbR“) ab dem 01.01.2024 – auf die Mitteilungspflichten von wirtschaftlich 
Berechtigten der (e)GbR an das Transparenzregister. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 

Terminplaner 
  
GoBD als Schutzschild in der 
Betriebsprüfung 
Webinar, 4.3. 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/gobd
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=3FC4DA6BCC26674F2657720A6CD85A46?text=&docid=283051&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=3922207
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242162/die-eingetragene-gesellschaft-buergerlichen-rechts-egbr-und-ihre-pflicht-zur-mitteilung-wirtschaftlich-berechtigter-an-das-transparenzregister/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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